
§ 18.4 Grundrechtliche Bezüge von Umwelt- und
Klimaschutz

Notwendiges Vorwissen: Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit,
insbesondere dessen Schutzpflichtendimension

Lernziel: die grundrechtliche Dimension von Umwelt- und Klimaschutzkonstella-
tionen verstehen, wesentliche grundrechtsdogmatische Anknüpfungspunkte für
die überzeugende Strukturierung und Lösung solcher Konstellationen kennenler-
nen, Klimabeschluss des BVerfG in Grundzügen nachvollziehen

Für dieses Kapitel gibt es frei zugängliche interaktive Übungen. Halte ein-
fach deine Smartphone-Kamera vor den Kastenmit den Punkten (QR-Code).

Das Grundgesetz verpflichtet den Staat in Art. 20a GG, die „natürlichen Lebens-
grundlagen“ zu schützen. Damit wird verfassungsrechtlich eine intakte Umwelt
als Grundlage für das Leben und folglich auch für die Wahrnehmung und Aus-
übung aller anderen Grundrechte anerkannt. Die Auswirkungen der Klimakrise
sind bereits heute global spürbar. Die Bundesregierung geht davon aus, dass er-
hebliche Auswirkungen wie etwa extreme Dürre auch für Deutschland zu erwar-
ten sind.1

A. Umwelt- und Klimaschutz als grundrechtsrelevantes Thema

In der Grundrechtsprüfung ist zwischen Konstellationen des Umweltschutzes be-
ziehungsweise der Umweltverschmutzung und klimaschädlichem Verhalten zu
unterscheiden. Die Konkretisierungsgrade der Gefährdungen und die Kausal-
zusammenhänge sind jeweils verschieden: Die Umweltverschmutzung führt
unmittelbar kausal zu einer aktuellen Gesundheitsbeeinträchtigung in ihrem Um-
feld. Ein Beispiel ist die Luftverschmutzung durch eine Anlage oder ein Fahrzeug.

1 Bundesregierung, Anh. 2 des Fortschrittsberichts der BReg. zur Deutschen Anpassungsstrate-
gie an den Klimawandel, 2015, 116 ff. (s. etwa S. 202 f.); BReg., Klimaschutzprogramm 2030 zur
Umsetzung des Klimaschutzplans 2050, 2019, 7; BReg., Klimaschutzplan 2050, 2. Aufl. 2019, 12.
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Demgegenüber schafft klimaschädliches Verhalten erst durch die Diffusion und
Kumulation der Treibhausgase in der Atmosphäre eine Voraussetzung dafür, dass
das Leben auf der Erde insgesamt und längerfristig nur unter erschwerten Bedin-
gungen möglich sein wird.

I. Umweltschutz

Für die Gesundheitsrelevanz von Umweltproblemen gibt es viele Beispiele: Das
können altbekannte Konstellationen wie der Schutz vor Luftverschmutzung sein,
aber auch ganz neue Problemstellungen wie Mikroplastik-Rückstände im Trink-
wasser. In solchen Umweltschutzkonstellationen kann einerseits die Schutz-
pflichtendimension des Art. 2 II 1 GG oder aber andererseits, wenn durch
Umweltbeeinträchtigungen Schäden am Eigentum eintreten, Art. 14 GG den An-
knüpfungspunkt bilden. Aufseiten der umweltverschmutzenden Akteur:innen
bilden vor allem Art. 12 und 14 GG die grundrechtlichen Anknüpfungspunkte.

II. Klimaschutz

Der Umweltschutz beschäftigt schon seit vielen Jahren die Rechtswissenschaft
und die Gerichte. Inzwischen wird der Klimaschutz zunehmend auch ein Thema
in der juristischen Praxis und Ausbildung. Als Ausgangspunkt wurde hierfür bis-
lang oftmals die Schutzpflichtendimension des Art. 2 II 1 GG gewählt. Das BVerfG
hat mit seinem sogenannten Klimabeschluss im März 20212 zur Frage der ein-
schlägigen Grundrechtsdimension Stellung bezogen. Daraus geht unzweifelhaft
hervor, dass nicht die Schutzpflichtendimension des Art. 2 II 1 GG, sondern die
Freiheitsgrundrechte in ihrer intertemporalen Reichweite und in engem Zusam-
menspiel mit Art. 20a GG den Anknüpfungspunkt für verfassungsrechtliche
Klimaschutzklagen bilden.

3 Klausurtaktik

Die Bearbeitung von klimaschutzrechtlichen Konstellationen in Grundrechtsklausuren ist dog-
matisch anspruchsvoll und eignet sich vorrangig für Examensklausuren oder Hausarbeiten. Eine
praktische Aufbereitung findet sich im Fall 4 des OpenRewi Fallbuchs.

2 BVerfG, Beschl. v. 24.3.2021, Az.: 1 BvR 2656/18, 78/20, 96/20, 288/20 = NJW 2021, 1723.
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B. Anknüpfungspunkte in der Grundrechtsprüfung

Je nach Problemkonstellation können sich unterschiedliche Ausgangspunkte für
die Prüfung von Grundrechten ergeben.

I. Intertemporale Freiheitssicherung als Ausgangspunkt für ambitionierteren
Klimaschutz

Das BVerfG hat mehreren gegen das Klimaschutzgesetz erhobenen Verfassungs-
beschwerden zum Teil stattgegeben: Der Gesetzgeber müsse das Klimaschutz-
gesetz anpassen, soweit die Treibhausgas-Minderungsziele nach 2030 nicht fest-
gelegt sind und die Festlegung durch eine Verordnungsbefugnis auf das Jahr
2025 delegiert wird.3 Aktuell seien viele menschliche Verhaltensweisen, die so-
wohl durch die allgemeine Handlungsfreiheit als auch durch die spezifischen
Freiheitsverbürgungen geschützt seien, mit der Freisetzung von CO2

4 verbunden.
Damit eröffnet das BVerfG den Schutzbereich der Grundrechte in ihrer Abwehr-
rechtsdimension. Es knüpft dabei nicht an ein bestimmtes Grundrecht an, son-
dern an sämtliche Grundrechte.

Die freie Wahrnehmung und Ausübung dieser Grundrechte in der Zukunft sei
aufgrund der dann notwendigen Klimaschutzmaßnahmen dergestalt gefährdet,
dass sie schon jetzt zu einer Verpflichtung führe, die Klimaschutzlasten anders zu
verteilen. Wenn heutige Freiheitsausübungen zur Verringerung eines aus Klima-
schutzgründen notwendigen CO2-Budgets beitragen, seien ihnen verfassungs-
rechtliche Grenzen gesetzt. Diese Grenzen ergäben sich aus Art. 20a GG, der ein
Klimaschutzgebot enthalte. Mit fortschreitendem Klimawandel nehme wegen der
sich intensivierenden Umweltauswirkungen das relative Gewicht des Interesses
an der Freiheitsausübung im Rahmen der Abwägung ab.5 Dies kann mit der Funk-
tionsweise eines Thermostats6 veranschaulicht werden: Mit faktischer Aufhei-
zung muss notwendigerweise die „gesetzgeberische Kühlenergie“ zulasten der
Freiheitsgrundrechte erhöht werden. Zugleich liegt hierin eine einzigartige Typi-
sierung der abstrakten Wertigkeit eines Schutzguts in der Zukunft.

3 BVerfG, Beschl. v. 24.3.2021, Az.: 1 BvR 2656/18, 78/20, 96/20, 288/20 = NJW 2021, 1723.
4 Ist nachfolgend von CO2 die Rede, sind ebenso die anderen klimarelevanten Treibhausgase
(insbesondere Methan und Distickstoffoxid) mitgemeint.
5 BVerfG, Beschl. v. 24.3.2021, Az.: 1 BvR 2656/18, 78/20, 96/20, 288/20, Rn. 185 = NJW 2021, 1723
(1738).
6 Steinbeis, VerfBlog, 30.4.2021.
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Aktuell bestehende Regelungen im Klimaschutzgesetz verteilen das CO2-Rest-
budget Deutschlands großzügig auf wenige Jahre, womit zugleich das Restbudget
nach Ablauf dieser Jahre irreversibel verkleinert wird. Diese Art der „verschwen-
derischen“ Verteilung ist CO2-emittierende Freiheitsausübung. Hieraus folge eine
„eingriffsähnliche Vorwirkung“ der jetzigen Emissionsmengenregelungen.7 Das
BVerfG begründet im Ergebnis einen Eingriff („eingriffsähnliche Vorwirkung“) in
die Freiheitsgrundrechte aufgrund einer zeitlichen Vorwegnahme der Wirkung
bestehender Regelungen für die künftige Freiheitsausübung. Dieses intertempo-
rale Verständnis von Freiheitsgrundrechten stellt ein Novum dar, welches be-
reits für rege Resonanz im Schrifttum gesorgt hat.8

II. Die Schutzpflichtendimension des Art. 2 II 1 GG

1. Untergeordnete Bedeutung für den Klimaschutz
Zwar ist trotz der Schwierigkeit einer dogmatischen Begründung9 heutzutage
kaum zweifelhaft, dass eine grundrechtliche Schutzpflicht im Hinblick auf um-
weltvermittelte und auch klimawandelbedingte10 Lebens- und Gesundheitsgefähr-
dungen besteht. Die Relevanz der Schutzpflichtendimension der Grundrechte und
insbesondere des Art. 2 II 1 GG für klimaschutzrechtliche Konstellationen sind mit
dem Klimabeschluss des BVerfG aber deutlich in den Hintergrund getreten. Dies
liegt vor allem an den materiellen Anforderungen, die aus der Schutzpflichtendi-
mension folgen: Eine Schutzpflichtverletzung liegt erst dann vor, wenn gar keine
oder mit Blick auf das Schutzziel völlig ungeeignete Schutzvorkehrungen ge-
troffen wurden.11 Dem Gesetzgeber wird ein grundsätzlich weiter Einschätzungs-
spielraum zugestanden, der sich vor allem aus dem Gewaltenteilungsgrundsatz
(Art. 20 II 2 GG) erklärt.

7 BVerfG, Beschl. v. 24.3.2021, Az.: 1 BvR 2656/18, 78/20, 96/20, 288/20, Rn. 186 f. = NJW 2021,
1723 (1738).
8 Vgl. etwa Stäsche, EnWZ 2021, 193 (194); Muckel, JA 2021, 610 (613); kritisch aus dogmatischer
Sicht Calliess, ZUR 2021, 355 (357). Frenz, EnWZ 2021, 201 (202), sieht gar einen „Übergang vom
liberalen zum ökologischen Freiheitsverständnis“.
9 Kloepfer, Umweltrecht, 4. Aufl. 2016, § 3 Rn. 68, bezeichnet das Problem der grundrechtsabge-
leiteten staatlichen Leistungspflichten als eines der schwierigsten Grundrechtsprobleme im Um-
weltbereich.
10 BVerfG, Beschl. v. 24.3.2021, Az.: 1 BvR 2656/18, 78/20, 96/20, 288/20, Rn. 145 = NJW 2021,
1723 (1732).
11 BVerfG, Beschl. v. 26.1.1988, Az.: 1 BvR 1561/82 (B), NJW 1988, 427 (428); Beschl. v. 30.11.1988,
Az.: 1 BvR 1301/84, NJW 1989, 1271 (1275).
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In seinem Klimabeschluss konnte das BVerfG – anders als einige Stimmen im
Schrifttum12 – im Ergebnis keine völlige Ungeeignetheit der Bestimmungen des
Klimaschutzgesetzes erkennen. Eine völlige Ungeeignetheit der staatlichen Maß-
nahmen läge allenfalls dann vor, wenn dem Klimawandel freier Lauf gelassen
und lediglich Anpassungsmaßnahmen ergriffen würden.13 Konkretisierbare staat-
liche Pflichten im Hinblick auf Treibhausgas-Einsparungsziele und -pfade er-
kannte das BVerfG nicht etwa im Rahmen der Schutzpflichten, sondern verortete
die Problematik wie oben erläutert bei der Frage der künftigen Ausübung der Frei-
heitsgrundrechte. Für klassische, lokal oder regional zu verortende Umweltpro-
bleme bleibt Art. 2 II 1 GG in seiner Schutzpflichtendimension dagegen nach wie
vor der zentrale Anknüpfungspunkt.

2. Ökologisches Existenzminimum
Im Übrigen gilt hinsichtlich klassischer Umweltgefahren: Bei entfernten Gefahren
oder gar Risiken ist der Staat aufgrund seiner Schutzpflicht für Leben und körper-
liche Unversehrtheit verpflichtet, eine auf die Vermeidung von Grundrechts-
gefährdungen abzielende Risikovorsorge sicherzustellen.14 Es gilt überdies die
Regel, dass mit zunehmendem Schädigungspotenzial eines Ereignisses für Leben
oder Gesundheit die Schwelle für die Eintrittswahrscheinlichkeit sinkt, die eine
solche Schutzpflicht auslöst.15 Mit dem Mülheim-Kärlich-Beschluss etablierte das
BVerfG schon vor vielen Jahren den „Grundrechtsschutz durch Verfahren“.
Das heißt: Sind Personen durch eine staatliche Maßnahme – in dem Ausgangsfall
von einer Anlagengenehmigung – betroffen, können ihre Grundrechte auch da-
durch in angemessener Weise gewahrt werden, dass sie am Genehmigungsver-
fahren teilhaben können.16

Die wichtigste Begründung verfassungsrechtlicher Schutzansprüche ist je-
doch das sogenannte „ökologische Existenzminimum“17, welches auch als
„Grundrechtsvoraussetzungsschutz“18 bezeichnet wurde. Zum Teil wird es auch –
wie von den Beschwerdeführer:innen in den Verfassungsbeschwerden gegen das

12 Heß/Wulff, EurUP 2020, 386 (389).
13 BVerfG, Beschl. v. 24.3.2021, Az.: 1 BvR 2656/18, 78/20, 96/20, 288/20, Rn. 157 = NJW 2021,
1723 (1733).
14 BVerfG, Beschl. v. 4.5.2011, Az.: 1 BvR 1502/08, juris Rn. 37.
15 Gärditz, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 96. EL Sept. 2021, Art. 20a GG Rn. 86.
16 BVerfG, Beschl. v. 20.12.1979, Az.: 1 BvR 385/77, Rn. 82 = BVerfGE 53, 30 (75).
17 Begriffsprägend Rupp, JZ 1971, 404; Scholz, JuS 1976, 232 (234).
18 Kloepfer, Umweltrecht, 4. Aufl. 2016, § 3 Rn. 70.
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Klimaschutzgesetz geltend gemacht19 – als Grundrecht behandelt. Mit der Pflicht
zur Gewährleistung eines ökologischen Existenzminimums besteht nach der
Rechtsprechung des BVerfG nur dann ein Konflikt, wenn existenzbedrohende Zu-
stände katastrophalen oder gar apokalyptischen Ausmaßes durch den Staat hin-
genommen werden.20 Hiervon kann bei der Klimaschutzthematik noch nicht die
Rede sein, angesichts der neuen Rückgriffsmöglichkeit auf die Freiheitsgrund-
rechte in ihrer intertemporalen (Abwehrrechts-)Dimension ist dies nun auch nicht
notwendig. Ob ein solcher Grundrechtsschutz überhaupt besteht, wurde vom
BVerfG im Ergebnis offen gelassen.21

C. Art. 20a GG

Art. 20a GG macht den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und der Tiere
im Wege einer unmittelbar geltenden, bindenden verfassungsrechtlichen Bestim-
mung zur Staatsaufgabe. Die Vorschrift wurde durch Gesetz vom 27.10.1994 ein-
geführt; der Tierschutz wurde 2002 ergänzt.

Art. 20a GG formuliert einen Auftrag für das gesamte staatliche Handeln und
für die Auslegung von Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften.22 Darin ist zu-
gleich ein Optimierungsgebot enthalten, das heißt, die Staatsaufgabe soll so gut
wie rechtlich und faktisch möglich verwirklicht werden. Nach einhelliger Auffas-
sung23 und nach dem Willen des Grundgesetzgebers24 stellt die Vorschrift aber
kein einklagbares Grundrecht dar. Sie kann deswegen auch nicht Ausgangs-
punkt einer grundrechtlichen Prüfung in Klima- und Umweltkonstellationen sein.
Dennoch kommt Art. 20a GG – vor allem nach dem Klimabeschluss des BVerfG –
eine erhebliche Bedeutung bei der Beurteilung klimaschutzrechtlicher Konstella-
tionen zu: Bildet die „intertemporale Freiheitssicherung“ den dogmatischen An-
knüpfungspunkt für die Grundrechtsprüfung, ergeben sich materielle Klima-
schutzanforderungen und -maßgaben aus Art. 20a GG: Erst diese Vorschrift

19 BVerfG, Beschl. v. 24.3.2021, Az.: 1 BvR 2656/18, 78/20, 96/20, 288/20, Rn. 113 = NJW 2021, 1723
(1727).
20 BVerfG, Beschl. v. 18.2.2010, Az.: 2 BvR 2502/08, Rn. 13.
21 BVerfG, Beschl. v. 24.3.2021, Az.: 1 BvR 2656/18, 78/20, 96/20, 288/20, Rn. 115 = NJW 2021, 1723
(1727).
22 Schulze-Fielitz, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 20a Rn. 25; Jarass, in: ders./Pieroth, GG,
16. Aufl. 2020, Art. 20a Rn. 1.
23 BVerwG, Urt. v. 6.11.1997, Az.: 4 A 16/97 = NVwZ 1998, 398 (399); Beschl. v. 19.12.1997, Az.: 8 B
234.97; Epiney, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Art. 20a Rn. 37 f.
24 BT-Drs. 12/7109, 7 f.
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verleiht der Vorstellung von einem endlichen CO2-Budget verfassungsrechtliche
Relevanz.

I. Schutzumfang

Vom Schutzauftrag des Art. 20a GG umfasst ist die gesamte natürliche Umwelt25,
das heißt die Gesamtheit der natürlichen Voraussetzungen, die möglichst vielen
Menschen ein Leben und Überleben unter menschenwürdigen und gesunden Um-
ständen ermöglichen.26 Umfasst sind der Boden, das Wasser, und die Atmosphä-
re – also die Luft und die Ozonschicht – und mithin auch das Klima.27 Nicht vom
Schutzgehalt des Art. 20a GG umfasst sind dagegen von Menschenhand geschaf-
fene Einrichtungen28 sowie Kulturdenkmäler.29

3Klausurtaktik

Über die Weite des Schutzauftrags besteht Uneinigkeit. Nach einer verbreiteten Auffassung be-
schränkt sich Art. 20a GG auf einen anthropozentrischen, das heißt menschzentrierten, Zugriff
auf das Thema Umweltschutz. Mit den natürlichen Lebensgrundlagen seien allein die Grundlagen
des menschlichen Lebens gemeint.30 Argumentiert wird an dieser Stelle mit der grundlegenden
Ausrichtung des gesamten übrigen Grundgesetzes auf den Schutz des menschlichen Individu-
ums.31 Dem steht eine ökozentrische Auffassung gegenüber, die keinen Anlass zu einer Ver-
engung der „natürlichen Lebensgrundlagen“ auf allein menschliche Lebensgrundlagen sieht. Im
Ergebnis läuft dies auf ein Zugeständnis von Eigenrechten der Natur beziehungsweise der Pflan-
zen sowie der Tiere hinaus.32 Eine vermittelnde Auffassung hält einen über den anthropozentri-
schen Zugriff gehenden Schutz für prinzipiell möglich, im Konfliktfall seien aber die Lebens-

25 Jarass, in: ders./Pieroth, GG, 16. Aufl. 2020, Art. 20a Rn. 3.
26 Schulze-Fielitz, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 20a Rn. 32; Murswiek, in: Sachs, GG, 9. Aufl.
2021, Art. 20a Rn. 29.
27 BVerwG, Urt. v. 25.1.2006, Az.: 8 C 13/05, Rn. 14; Schulze-Fielitz, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015,
Art. 20a Rn. 32; Sommermann, in: v. Münch/Kunig, GG, 7. Aufl. 2021, Art. 20a Rn. 33; Attendorn,
NVwZ 2012, 1569 (1570).
28 Jarass, in: ders./Pieroth, GG, Art. 20a Rn. 4; Epiney in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl.
2018, Art. 20a Rn. 16, 18.
29 Schulze-Fielitz, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 19a Rn. 33.
30 Scholz, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG, 95. EL Juli 2021, Art. 20a, Rn. 38 ff.; Kloepfer, DVBl
1996, 73 (77); Peters, NVwZ 1995, 555.
31 Bernsdorff, NuR 1997, 328, 331; BT-Drucks. 12/6000, 67; Scholz, in: Dürig/Herzog/Scholz, GG,
95. EL Juli 2021, Art. 20a, Rn. 40.
32 Ein prominenter Vertreter dieser Ansicht ist Bosselmann, Im Namen der Natur, 1992; ders.,
KritJ 1986, 1 ff. Die Idee der Eigenrechte der Natur stammt – jedenfalls im westlichen Kulturkreis –
von Stone. Sein grundlegender Aufsatz „Should Trees Have Standing?“ (Stone, Southern Califor-
nia Law Review 45 (1972), 450) ist lesenswert. Er argumentiert u. a. damit, dass das Zugeständnis
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grundlagen des Menschen vorrangig zu behandeln.33 Denn aufgrund des Schutzauftrags können
mit Blick auf die „Verantwortung für die künftigen Generationen“ nicht von vornherein diejenigen
Tier- und Pflanzenarten vom Schutzumfang ausgenommen werden, deren Bedeutung als Lebens-
grundlage für den Menschen nach dem derzeitigen Stand nicht erkennbar ist.34 Damit läuft aller-
dings auch diese Auffassung auf einen anthropozentrischen Zugang zum verfassungsrechtlichen
Umweltschutzziel hinaus.

II. Umwelt- und Klimaschutz als Aspekt intergenerationeller Gerechtigkeit

Die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere sind nach Art. 20a GG „auch in
Verantwortung für die nachfolgenden Generationen“ zu schützen. Das heißt: Um-
welt- und Klima sind für die Zukunft zu schützen – Anstrengungen hierfür sind
aber schon in der Gegenwart nötig. Hierzu müssen Langzeitrisiken berücksichtigt
werden.35 Aus der Inbezugnahme nachfolgender Generationen erwächst ein Prin-
zip intergenerationeller Gerechtigkeit.36 Das BVerfG hatte bereits seit Länge-
rem aus Art. 20a GG abgeleitet, dass der Gesetzgeber wegen des Nachhaltigkeits-
prinzips gehalten sei, „weitere Reduktionen beim Treibhausgasausstoß zu
erreichen“37. Aus Art. 20a GG werden objektive Gesetzgebungspflichten hergelei-
tet, geeignete Vorschriften für den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen zu
erlassen.38 Christian Calliess leitet aus Art. 20a GG (und Art. 191, 11 AEUV) ab,
dass die Klimaschutzpolitik der EU und ihrer Mitgliedstaaten aufgrund der „pla-
netaren Grenzen“ dazu verpflichtet ist, von Klima-Kipppunkten und damit öko-
logischen Belastungsgrenzen Abstand zu halten und von diesen nicht rückgängig
zu machenden Grenzüberschreitungen wegzusteuern.39

In seinem Klimabeschluss hat das BVerfG aus dem Gebot intergenerationeller
Gerechtigkeit ferner eine Zielverpflichtung des Staates zur Erreichung von Klima-

von Eigenrechten auch für Frauen und soziale und sexuelle Minderheiten vor einigen Jahrhunder-
ten und zum Teil sogar Jahrzehnten undenkbar war, nun aber praktiziert werde.
33 Murswiek, in: Sachs, GG, 9. Aufl. 2021, Art. 20a Rn. 26; Koenig, DÖV 1996, 943 (946); deutlich
an dieser Stelle Waechter, NuR 1996, 321 (324 f.).
34 Sommermann, in: v. Münch/Kunig, GG, 7. Aufl. 2021, Art. 20a Rn. 32.
35 Maßgeblich ist an dieser Stelle insbesondere das Nachhaltigkeitsprinzip, dazu Epiney, in: v.
Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Art. 20a Rn. 30 f.
36 Schulze-Fielitz, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 20a Rn. 38.
37 BVerfG, Beschl. v. 13.3.2007, Az.: 1 BvF 1/05, Rn. 111 = BVerfGE 118, 79 (111).
38 Schulze-Fielitz, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 20a Rn. 69; Jarass, in: ders./Pieroth, GG,
Art. 20a Rn. 18; Epiney, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 7. Aufl. 2018, Art. 20a Rn. 43.
39 Calliess, ZUR 2019, 385 (386).
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neutralität abgeleitet.40 Dies stellt ein Novum dar. Der Gesetzgeber habe das in
Art. 20a GG enthaltene Klimaschutzgebot durch die Bezugnahme auf die Klima-
ziele des Pariser Abkommens im Gesetzeszweck insoweit „verfassungsrechtlich
maßgeblich“ konkretisiert und sei dabei auch innerhalb eines ihm zustehenden
„Konkretisierungsspielraums“ geblieben.41 Damit wird Art. 20a GG gegenüber ei-
ner einfachgesetzlichen Konkretisierung geöffnet, zugleich wird diese einfachge-
setzliche Entscheidung durch Art. 20a GG verfassungsrechtlich abgesichert.

1Weiterführendes Wissen

Auf den ersten Blick wirkt die Herleitung der verfassungsrechtlichen Maßstäbe aus den Bestim-
mungen des einfachen Rechts problematisch. Im Ergebnis geht es dem BVerfG aber lediglich um
Folgerichtigkeit: Der Gesetzgeber dürfe die Zielfestlegungen durchaus ändern – dies setze aber
neue, hinreichende wissenschaftliche Erkenntnisse über die Entwicklung der anthropogenen
Erderwärmung voraus, um dem Art. 20a GG inhärenten Klimaschutzgebot gerecht zu werden.42

Insoweit wird Art. 20a GG ein eigenständiger Charakter zugesprochen. Der Gesetzgeber wird
aber an die von ihm getroffene Zielfestlegung gebunden. Dies erinnert vor allem an die in ständi-
ger Rechtsprechung vor allem im Steuerrecht geprägten Gebote der Folgerichtigkeit und Belas-
tungsgleichheit: Hat sich der Gesetzgeber einmal für eine bestimmte Konzeption entschieden,
muss er diese grundsätzlich auch bei der weiteren Konkretisierung der Regelungen zugrunde le-
gen43 und die Lasten gleichmäßig verteilen44. Diese Gebote werden nun auf das Umweltrecht
ausgedehnt und modifiziert: Art. 20a GG fordert eine folgerichtige Umsetzung der Entscheidung,
die Pariser Klimaziele zu erreichen, sowie eine nunmehr auch in zeitlicher Hinsicht gerechte Ver-
teilung einmal festgelegter Emissionsminderungslasten.

Die Aufwertung des Art. 20a GG erfolgt nun dadurch, dass das BVerfG an-
nimmt, dass gerade wegen dieser Norm mit zunehmendem Temperaturanstieg ei-
ne Einschränkung von Freiheitsgrundrechten erleichtert möglich sein wird. Der
Vorschrift und den hinter ihr stehenden Belangen wird mithin das Potenzial zu-
gestanden, sich gegenüber den Freiheitsgrundrechten durchzusetzen. Art. 20a GG
bildet damit überhaupt erst den Schlüssel zur Figur der intertemporalen Freiheits-

40 BVerfG, Beschl. v. 24.3.2021, Az.: 1 BvR 2656/18, 78/20, 96/20, 288/20, Rn. 198 = NJW 2021,
1723 (1740).
41 BVerfG, Beschl. v. 24.3.2021, Az.: 1 BvR 2656/18, 78/20, 96/20, 288/20, Rn. 208 ff. = NJW 2021,
1723 (1742 ff.).
42 BVerfG, Beschl. v. 24.3.2021, Az.: 1 BvR 2656/18, 78/20, 96/20, 288/20, Rn. 212 = NJW 2021, 1723
(1742).
43 BVerfG, Beschl. v. 8.10.1963, Az.: 2 BvR 108/62, Rn. 24; BVerfG, Urt. v. 7.5.1968, Az.: 1 BvR
420/64, BVerfGE 23, 242, 256; BVerfG, Beschl. v. 22.6.1995, Az.: 2 BvL 37/91, Rn. 46.
44 BVerfG, Beschl. v. 25.6.2014, Az.: 1 BvR 668/10, 1 BvR 2104/10, Rn. 48; BVerfG, Urt.
v. 18.7.2018, Az.: 1 BvR 1675/16, 745, 836, 981/17, Rn. 65.
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sicherung. Die Vorschrift wird dadurch scharf geschaltet: Das BVerfG bezeichnet
sie explizit als justiziabel.45

III. Bearbeitung in der Grundrechtsklausur

Im Prüfungsaufbau wird Art. 20a GG bei der verfassungsrechtlichen Rechtfer-
tigung eines Eingriffs in Grundrechte – vor allem in Wirtschaftsgrundrechte
(Art. 12, 14 GG) – relevant. Die im Rahmen des Verhältnismäßigkeitsgebots zu
prüfenden Aspekte der Geeignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit sind
dann unter ökologischen Gesichtspunkten zu betrachten.46

1 Weiterführendes Wissen

Auch wenn Art. 20a GG selbst kein Grundrecht, sondern „nur“ eine Staatsziel- beziehungsweise
Staatsstrukturbestimmung darstellt, bedeutet dies nicht, dass die von Art. 20a GG in Schutz ge-
nommenen Belange den Grundrechten in irgendeiner Weise untergeordnet sind. Der Charakter
als subjektives öffentliches Recht bedeutet noch keine höhere hierarchische Position. Zu gewich-
ten sind im Rahmen einer Verhältnismäßigkeitsprüfung nicht allein die abstrakten Wertigkeiten
der verfassungsrechtlichen Positionen, sondern die Grade der wechselseitigen Beeinträchtigun-
gen der Rechtsgüter im konkreten Einzelfall.47

Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Durch den Klimabeschluss des BVerfG ergibt sich ein Paradigmenwechsel im grund-

rechtsdogmatischen Zugriff bei Klimaschutzkonstellationen: Geht es um die Formulie-
rung von CO2-Restbudgets, ist demnach primär an die abwehrrechtliche Dimension der
Grundrechte in ihrer intertemporalen Wirkung anzuknüpfen und nicht an die Schutz-
pflichtendimension des Art. 2 II 1 GG.

– Art. 20a GG bildet die Grundvoraussetzung für den intertemporalen Grundrechtsschutz
und ist zugleich das Einfallstor für die vom Gesetzgeber einfachgesetzlich festgelegten
Ziele in das Verfassungsrecht.

– Die Schutzpflichtendimension des Art. 2 II 1 GG bleibt vor allem für klassische Umwelt-
schutzkonstellationen von lokaler und regionaler Bedeutung relevant.

45 BVerfG, Beschl. v. 24.3.2021, Az.: 1 BvR 2656/18, 78/20, 96/20, 288/20, Rn. 205 = NJW 2021,
1723 (1741).
46 Schulze-Fielitz, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 20a Rn. 45, 47.
47 So auch Kloepfer, Umweltrecht, 4. Aufl. 2016, § 3 Rn. 25.
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Weiterführende Studienliteratur
– Siehe etwa die Beiträge von Katja Rath/Martin Benner, Ein Grundrecht auf Generatio-

nengerechtigkeit?, VerfBlog, 7.5.2021; Helmut Philipp Aust, Klimaschutz aus Karls-
ruhe, VerfBlog, 5.5.2021

– Felix Ekardt/Franziska Heß, Intertemporaler Freiheitsschutz, Existenzminimum und Ge-
waltenteilung nach dem BVerfG-Klima-Beschluss, ZUR 2021, S. 579–585

– Bernhard Wegener, Menschenrecht auf Klimaschutz?, NJW 2022, S. 425–431
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